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Zur Codification des öſterreichiſchen Staatsbürger- 


ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 

2. „Die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft wird begründet: 
a) durch Abſtammung, (P. 3) 
b) durch Legitimation, (P. 4) 
e) durch Verehelichung, (P. 5) 
d) durch Verleihung, (P. 7— 12) 
e) durch Wiederübernahme (P. 13).“ 


Die früher praktiſch geweſene Erwerbsart durch öffentliche 
Verſorgung der Söhne eines Militärcapitulanten (Hofkriegsrathsver⸗ 
ordnung vom 8. Jänner 1812, K. Z. 63) und der mit Reſervations⸗ 
und Patentalurkunden aus dem Militärdienſte entlaſſenen Ausländer 
(Hofkanzleidecret vom 7. März 1832, 3. 5825) iſt durch die neue 
Wehrgeſetzgebung ganz obſolet geworden. Sie mußte daher in dieſer 
Ueberſicht entſallen. 

Dagegen iſt hier eine Erwerbsart nicht aufgenommen, welche, wie⸗ 
wohl geſetzlich nicht anerkannt, nur zu oft praktiſch wird, nämlich die 
Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft durch ein Individuum, 
welches heimats⸗ und ſtaatsbürgerſchaftslos iſt, vermöge dieſer Heimats⸗ 
und Staatsbürgerſchaftsloſigkeit. Es ſind wiederholt Fälle vorgekommen, 
daß ſolche Heimatsloſe, wiewohl deren fremde Staatsangehörigkeit durch 
die Abſtammung feſtſteht und die Nichterwerbung des öſterreichiſchen 
Staatsbürgerrechtes erwieſen iſt, lediglich aus dem Grunde, weil ihr 
früherer Heimatsſtaat zur Uebernahme derſelben nicht zu bewegen war, 
als öſterreichiſche Staatsangehörige behandelt wurden. Vgl. § 24 der 
Verfaſſung für Trieſt nach dem kaiſ. Patente vom 12. April 1850, 
R. G. Bl. Nr. 139, im Zuſammenhalte mit § 7, Al. 2 à ebendort. 
Weiteres hierüber bei Punkt 14. 

Zur Theorie der Erwerbsgründe für die Staatsangehörigkeit vgl. 
Bluntſchli, Allg. Staatslehre S. 236 ff. Rechnet man das Schweizer 


Syſtem, welches als ein beſonderes ſtreng genommen nicht gelten kann, 
ab, ſo unterſcheidet Bluntſchli da drei verſchiedene Syſteme: Das des 
Geburtsortes (theilweiſe noch praktiſch in England und Nordamerika), 
des Wohnortes (wohin Bluntſchli das bezügliche öſterreichiſche Recht 


perſönlichen Volksverban des“ (wohin nach Bluntſchli das fran⸗ 
zöſiſche, preußiſche und neue deutſche Recht gehört). Dem öſterreichiſchen 
Rechte wurde da von Bluntſchli das „Syſtem des Wohnortes“ ganz 
mit Unrecht zu Grunde gelegt. Das öſterreichiſche Recht folgt zweifellos 
dem letzten der aufgezählten Syſteme, dem „nationalen Syſteme des per⸗ 
bei welchem es vornehmlich auf die A b⸗ 


35 eingereiht wiſſen will) und das „nationale Syſtem des 
| 


ſönlichen Volksverbandes“, 


1 ſtammung von Volksgenoſſen (Staatsbürgern) und ſodann auf 


die perſönliche Aufnahme in den Volks⸗ (Staats) Verband 

ankommt, wie dies unzweifelhaft auch im öſterreichiſchen Rechte der Fa ll 
iſt. Geburts⸗ und Wohnort find im öſterreichiſchen Rechte für die Er⸗ 
werbung der Staatsangehörigkeit nicht beſtimmend und haben in ver⸗ 
einzelten Fällen unter gewiſſen Vorausſetzungen höchſtens die Bedeutung 
einer Präſumption derſelben. Bluntſchli iſt zu dieſer irrigen Auffaſſung 
des öſterreichiſchen Rechtes durch den § 29 a. b. G. B. veranlaßt 
worden, eine Beſtimmung, welche dermalen bekanntlich ſchon zur Gänze 
derogirt iſt. Dieſe irrige Anſicht Bluntſchli's iſt in der 6. Auflage 
der Allg. Staatslehre von Löning im Weſentlichen berichtigt. 


3. „Vermöge der Abſtammung beſitzen die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft die ehelichen Kinder eines Oeſterreichers und die unehelichen 
Kinder einer Defterreicherin, auch wenn deren Geburt im Auslande 
erfolgte. 

„Die Annahme an Kindes Statt hat für ſich allein dieſe Wirkung 
nicht.“ 

Bezüglich der ehelichen Kinder eines Oeſterreichers beruht dieſe 
Beſtimmung auf $ 28 a. b. G. B., welcher allerdings undeutlich 
von den Kindern „eines öſterreichiſchen Staatsbürgers“ ſpricht, ſo daß 
der Verſuch gemacht wurde, auf Grund des $ 28 a. b. G. B. auch 
für die von einer Ausländerin geborenen unehelichen Kinder eines öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürgers die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft in Anſpruch 
zu nehmen. Es ſcheint demgemäß die deutlichere Faſſung angezeigt. 
Bezüglich der unehelichen Kinder: Arg. § 6 des Heimatsgeſetzes vom 
3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 103, und die Analogie der privat⸗ 
rechtlichen Behandlung nach 88 165 und 166 a. b. G. B. Durch die 
Praxis (ſ. Mayrhofer, Handb. II, S. 224 und 225) wurde dieſe 
Beſtimmung conſtant zur geltenden. Nichtsdeſtoweniger iſt die präciſere 
Faſſung nach dem Vorbilde des § 3 des d. R. G. und des ung. G. A. 
L: 1879 geboten. 

Daß durch die Adoption die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nicht 


8 werde, iſt in authentiſcher Interpretation des allg. bürg. 


Geſetzbuches ſchon durch das Hofkanzleidecret vom 5. November 1814, 
J. G. S. Nr. 1108, ausgeſprochen. Die ausdrückliche Beſtimmung 


diesfalls aufzunehmen, empfiehlt ſich jedoch. Siehe deutſches Reichsgeſetz 
vom 1. Juni 1870, § 3, Al. 2. Das ungariſche Geſetz erleichtert im 
§ 8 den Adoptirten die Einbürgerung. Dieſer Vorgang iſt für uns 
unpraktiſch. 


4. „Durch die den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß erfolgte Legiti⸗ 
mation erlangen die von einer Ausländerin geborenen unehelichen 
Kinder eines öſterreichiſchen Staatsbürgers die Staatsangehörigkeit ihres 
natürlichen Vaters.“ 


Die Legitimation unehelicher Kinder als Erwerbsgrund der 
öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft wurde nach Analogie der privat⸗ 
rechtlichen Behandlung (S§8 160 — 162 a. b. G. B.), dann im Sinne 
des § 6 Heim.⸗Geſ. in der Praxis conſtant anerkannt. In ver⸗ 
neinendem Sinne hat ſich insbeſondere Unger (S. 294) ausgeſprochen. 
Gegen die Schlüſſigkeit des Heimatsgeſetzes bei Beurtheilung der Staats⸗ 
bürgerſchaftsverhältniſſe kämpft Kirchſtetter, Commentar bei § 32 
Nr. 2 mit Unrecht an. Das Heimatsrecht iſt ein der Staatsbürgerſchaft 
paralleles öffentliches Recht, wenn es auch die Staatsbürgerſchaft 
vorausſetzt. Nur ein Oeſterreicher kann das Heimatsrecht erlaugen, das 
iſt richtig, aber jeder Oeſterreicher ſoll ein Heimatsrecht beſitzen ($ 2 
Heim.⸗Geſ.). Wenn nun das Heimatsrecht gewiſſen Perſonen im Geſetze 
expressis verbis ertheilt iſt, ſo muß dies für dieſelben die Staats⸗ 
bürgerſchaft ja vorausſetzen. Es verhält ſich das Heimatsrecht zum Staats⸗ 
bürgerrecht in dieſem Sinne wie die Vorausſetzung zur Folgerung. Iſt 
dieſe gegeben, ſo hat man eben nur logiſch auf die Vorausſetzung zurück⸗ 
zuſchließen. Das Staatsbürgerrecht iſt in gewiſſem Sinne im Heimats⸗ 
rechte enthalten. 

Selbſtverſtändlich begründet nach obiger Beſtimmung jede giltige 
Legitimation die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft. Wenn Burckhardt, 
Privatrecht II. Th. bei der Legitimation nach § 162 a. b. G. B. erſt 
nach ihrem Zwecke fragen will, um ſodann erſt darüber zu entſcheiden, 
ob der Erwerb der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft mit derſelben ver⸗ 
bunden zu ſein hat oder nicht, ſo möchte man ihm bei dieſer ſubtilen 
Unterſcheidung ſchwerlich Recht geben dürfen. Es liegt gar kein Grund 
vor, die Legitimation nach § 162 a. b. G. B. von derjenigen nach 
Ss 160 oder § 161 rückſichtlich der Erwerbung der Staatsbürgerſchaft 
zu trennen. So auch das d. R. G. § 4. Zu demſelben Brauchitſch, 
Preußiſche Verwaltungsgeſetze, neue Aufl., IV. Bd., S. 445. 


5. „Die Verehelichung mit einem Oeſterreicher begründet für die 
Ehefrau vorbehaltlos die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft.“ 


Dies iſt nach Hofdecret vom 23. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2595, geltendes Recht. Daß ſich die Frau die frühere ausländiſche 


Staatsbürgerſchaft nicht vorbehalten kann, folgt ſchon aus dem Grund⸗ 


ſatze der Excluſivität des Staatsbürgerrechtes. Ausdrücklich ausgeſprochen 
iſt dies im Hofdecrete vom 10. Juni 1835, 3. 14.886. Sie behält 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft ſelbſt nach Auflöſung der Ehe, es 
ſei denn, daß dieſe gerichtlich ungiltig erklärt wurde. Derſelbe Grund⸗ 
ſatz in § 35 des ungariſchen Geſetzes, vor deſſen Erlaſſung gemäß 
§ 3 G. A. V 1876 der gegentheilige Grundſatz herrſchend war. Vgl. 
„Zeitſchrift für Verwaltung“ 1878, Nr. 52, S. 215 und 1880, Nr. 22 
S. 92. Die Erwerbung der Staatsbürgerſchaft durch die Verleihung bezieht 
ſich ſelbſtverſtändlich nur auf die ſich verehelichende Ausländerin. Dieſe Wir⸗ 
kung der Verehelichung erſtreckt ſich daher nicht auf die Kinder der betref⸗ 
fenden Ausländerin, gleichviel ob dieſe Kinder ehelich ſind oder nicht und ob 
ſie mit ihr im Familienverbande leben oder nicht. Ein Zweifel könnte nach 
dieſer Richtung nur darüber entſtehen, ob ein uneheliches, durch die nach⸗ 


folgende Ehe mit dem Oeſterreicher nicht legitimirtes, minderjähriges Kind 


einer Ausländerin der veränderten Staatsbürgerſchaft ſeines Parens zu 
folgen hätte oder nicht. Nach der vorſtehenden Formulirung, welche 
dem geltenden Rechte entſpricht, erſcheint die Frage verneint. Auch iſt 
das Durchbrechen des Grundſatzes, daß minderjährige Kinder im All⸗ 
gemeinen der jeweiligen Staatsbürgerſchaft ihres Parens folgen, im Hin⸗ 
blicke auf die beſondere Natur der in Rede ſtehenden Erwerbsart wohl 
begründet. Die hiemit übereinſtimmende Praxis vgl. „Zeitſchrift für 
Verwaltung“ 1877, Nr. 33, S. 130, Erlaß des Miniſteriums des 
Innern vom 2. December 1850, Z. 25.418, Vesque⸗-Püttlingen, 
Intern. Privatr. S. 106. 


6. „Durch Verleihung erwirbt die öſterreichiſche Staatsbürger⸗ 
ſchaft derjenige Ausländer, welcher ſich im Gebiete der im Reichsrathe 


12 


vertretenen Königreiche und Länder niederläßt und mittelſt beſonderer 
Urkunde in den öſterreichiſchen Staatsverband aufgenommen wird.“ 


Vgl. hiezu § 30 a. b. G. B. Das deutſche Reichsgeſetz 
gebraucht die paſſendere Bezeichnung Naturaliſation. Mit Rückſicht 
darauf, als unſere geſetzliche Terminologie dieſe Bezeichnung nicht 
angenommen hat, iſt hier die bei uns übliche beibehalten. Die ältere 
geſetzliche Terminologie gebrauchte hiefür „Nationaliſirung“. Ueber die 
Bedingungen der Verleihung das Weitere bei P. 8. 

Die populationiſtiſche Seite der Einwanderung betreffeud ſiehe 
Stein, Verwaltungslehre II (Lehre von der inneren Verwaltung J) 
S. 168 ff. Die „Verträge gegen unwillkommene Einwanderung“ ſiehe 
bei Swieceny, Heimatsrecht S. 183 ff. 


7. „Die Verleihung der Staatsbürgerſchaft erſtreckt ſich zugleich 
auf die in ehelicher Gemeinſchaft lebende Ehefrau und, inſoferne dabei 
nicht eine Ausnahme gemacht wird, auf die noch unter väterlicher Gewalt 
ſtehenden minderjährigen Kinder.“ 


Im Allgemeinen haben nach Analogie der privatrechtlichen 
Behandlung (SS 92, 146 und 165 a. b. G. B) die Frau 
wie die minderjährigen Kinder dem Status des Ehemannes, bezw. 


Parens zu folgen. Dieſer „immanente Rechtsſatz“ (Milner a. a. O. 
S. 10) kann nun rückſichtlich der Erwerbung der Staatsbürgerſchaft 
nicht ganz ſtrenge ſeſtgehalten und durchgeführt werden. Für die Ehefrau, 
welche mit ihrem Oeſterreicher werdenden Ehemanne in giltiger Ehe 
lebt, iſt die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft unbedingt durch den Ehe⸗ 
mann erworben. Bezüglich der minderjährigen Kinder ſind jedoch Aus⸗ 
nahmen zuläſſig und unvermeidlich. Da die Auswanderungsfreiheit 
allenthalben durch die Wehrpflicht beſchränkt iſt, ſo iſt vor Allem die 
eine Ausnahme ſchon durch die Wehrpflichtigkeit des Minderjährigen 
gegeben, den zu entlaſſen der Heimatsſtaat ſich weigern kann. Auch liegt 
gar kein Grund vor, die Vorbehaltung einer beſtimmten Staatsbürger⸗ 
ſchaft für einen Minderjährigen ſeitens ſeines Machthabers als un⸗ 
zuläſſig zu erklären. Die Beſtimmung des § 7 des ung. G. A. L: 
1879 geht daher entſchieden etwas zu weit. Auch käme man hiedurch 
zuweilen in einen Conflict mit dem Grundſatze der Excluſivität des 
Staatsbürgerrechtes. Es können Minderjährige, welche im Sinne des 
8 7 die ungariſche Staatsbürgerſchaft erwerben, von der öſterreichiſchen 
Behörde nicht entlaſſen worden ſein und dann iſt der Fall gegeben, 
daß eine Perſon, welche das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht nicht ver⸗ 
loren hat, welche dieſes noch beſitzt, das ungariſche erwirbt. Inwieſerne 
8 12 des ungarischen Geſetzes den § 7 desſelben beſchränkend näher 
beſtimmt, iſt hier nicht zu unterſuchen. Jedenfalls können wir dem der 
ungariſchen Beſtimmung von Milner loc. cit. ertheilten Lobe keines⸗ 
wegs zuſtimmen. Das deutſche Reichsgeſetz läßt im 8 11 die Möglich⸗ 
keit der Ausnahme — vielleicht blos durch ein ſtyliſtiſches Verſehen — 
von der Staatsbürgerſchaſtserwerbung ſogar für die mit dem eingebür⸗ 
gerten Ehemann lebende Ehefrau offen. Die formulirte Beſtimmung 
entspricht auch vollkommen dem praktiſch geltenden Rechte, welches im 
Allgemeinen an dem oben bezeichneten immanenten Rechtsſatze feſthält, 
Ausnahmen jedoch zuläßt. Dieſer immanente Rechtsſatz bildet, genau be⸗ 
ſehen, nur eine Präſumption für den Fall des Mangels einer ausdrück⸗ 
lichen anderen Beſtimmung. Daß die Großjährigen der veränderten Staats⸗ 
bürgerſchaft ihres Parens nicht folgen, wurde durch das Hofkanzleidecret vom 
30. Auguſt 1832, Z. 19.542, ausdrücklich ausgeſprochen. Die herrſchende 
Praxis erkennt auch die Ausnahmen von dem „immanenten Rechtsſatze“ 
| attächtig an, vgl. den Fall in Nr. 14 der Zeitſchr. für Verwaltung 
1886, S. 58, demzufolge von dem gegentheiligen bei den in der 
„Zeitſchrift für Verwaltung“ 1869, Nr. 47, S. 186, und 1870, 
Nr. 5, S. 18, berichteten Fällen feſtgehaltenen Standpunkte nunmehr 
abgegangen wurde. Milner hat ſomit nicht ganz recht, wenn er annimmt, 
daß die Kehrſeite des oben citirten Hofkanzleidecrets als keine Ausnahme 
zulaſſendes, geltendes Recht zur Anwendung komme. Dasſelbe gegen 
Mayrhofer, Handbuch II, S. 225. Vielmehr entſpricht die vor⸗ 
ſtehende Formulirung in ungleich höherem Maße dem thatſächlich 
geltenden Rechte. Vgl. auch den Fall in Nr. 24 der Zeitſchrift für 
Verwaltung 1870, S. 95. 

Daß ſich die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 
auf die Ehefrau des einwandernden Ausländers nur erſtrecke, wenn ſie 
in ehelicher Gemeinſchaft leben, daß ſich die Verleihung der Staats⸗ 
bürgerſchaft auf die geſchiedene Frau des Einwandernden nicht 


erſtrecke, iſt in der Praxis grundſätzlich feſtgehalten. Siehe die Fälle in 
der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1876, Nr. 36, S. 141, und als 
arg. a contrario den Fall in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, 
Nr. 11, S. 33. Die Beſtreitung dieſer Anſicht mit dem Hinweiſe auf 
die 88 92, 103 — 110 a. b. G. B. mit dem Hofdecrete vom 
23. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2595, und § 11 des Heimats⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863 iſt in der „Zeitſchrift für Verwaltung“ 
1876, Nr. 36, S. 142, vollkommen zutreffend widerlegt. Ueber 8 11 
des Heimatsgeſetzes im Zuſammenhalte mit $ 34 ung. G. A. L: 1879 
ſiehe auch das Voraufgehende bei P. 5. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beſtimmung des § 139 der Gew. Ordg. über die Haftung 

des Gewerbsinhabers für die dem Stellvertreter auferlegten Geld⸗ 

ſtrafen bezieht ſich nicht auch auf ſolche Fälle, in welchen wegen 

unbefugter Stellvertretung ſowohl der Gewerbsinhaber als der 
Stellvertreter geſtraft werden. 

Joſeph F., Schneider und Beſitzer einer Conceſſion zum Aus⸗ 
ſchanke von Bier und Branntwein in S., wurde mit ſeinem Anſuchen 
um Genehmigung der Beſtellung des Alois G. als Stellvertreter in der 
Ausübung ſeines Schankgewerbes zurückgewieſen, weil keine rückſichts⸗ 
würdigen Gründe zur Genehmigung dieſer Stellvertretung vorhanden 
ſeien, und wurde bei dieſem Anlaſſe dem Conceſſionsbeſitzer bedeutet, 
ſein Schankgewerbe entweder perſönlich zu betreiben, oder aber die 
Conceſſion zurückzulegen. 

Bald darauf wurde F. wegen unbefugter Beſtellung des Eduard 
S. als Stellvertreter in der Ausübung ſeiner Gaftgewerbeconceſſion 
angezeigt und wurde daher gegen F. und S. die Strafamtshandlung 
nach § 19 Gew. Ordg. eingeleitet. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in S. hat hierüber unterm 12. No⸗ 
vember 1885, 3. 7284, Joſeph F. nach SS 19 und 132 Gew. Ordg. 
zu einer Geldſtraſe von 100 fl. und Eduard S. nach den 88 19, 132 
und 139 Gew. Ordg. zu einer Geldſtrafe von 50 fl. verurtheilt und 
gleichzeitig im Sinne des 8 139 Gew. Ordg. ausgeſprochen, daß F. für 
die Einzahlung der dem S. auferlegten Geldſtrafe haftpflichtig ſei. 

Die Landesregierung hat mit der Entſcheidung vom 18. April 
1886, 3. 4568, dem gegen dieſes Straferkenntniß eingebrachten Recurſe 
keine Folge gegeben, dagegen die Strafen auf 50 fl., beziehungsweiſe 
25 fl. im Gnadenwege herabgeſetzt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über das von Joſeph F. 
und Eduard S. eingebrachte Gnadengeſuch unterm 28. October 1886, 
8. 17.363, nachftehend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium die bereits gemilderten Geldſtrafen gnadenweiſe 
bei Joſeph F. auf 10 fl. und bei Eduard S. auf 5 fl. herabzuſetzen. 

Gleichzeitig wird die k. k. Landesregierung angewieſen, der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft S. zu bemerken, daß der im Straferkenntniſſe 
vom 12. November 1885, Z. 7284, enthaltene Ausſpruch rückſichtlich 
der Mithaftung des Joſeph F. an der dem Eduard S. auferlegten Geld⸗ 
ſtrafe den Beſtimmungen des $ 139 Gew. Ordg. nicht entſpricht, in⸗ 
dem die in dieſer Geſetzesſtelle beſprochene Mithaftung ſich nur auf die 
vom genehmigten Pächter oder Stellvertreter allein in dieſer ſeiner 
Eigenſchaft begangenen Uebertretungen bezieht, nicht aber auch auf den 
vorliegenden Fall, in welchem durch die unbefugte Beſtellung des S. als 
Stellvertreter F. ſich ohnehin ſchon für ſeine Perſon, und zwar in erſter 
Linie eine Uebertretung zu Schulden kommen ließ, Anwendung finden 
kann.“ r. 


Notizen. 


(Anſprüche der Handlungsgehilfen im Falle ihrer Er⸗ 
krankung.) In dieſer Beziehung hat das k. k. Handelsminiſterium auf Grund 
eines Gutachtens des Juſtizminiſteriums folgende Entſcheidung gefällt: Es wurde 
die Frage angeregt, ob den unverſchuldet erkrankten Handlungsgehilfen für die 
erſten ſechs Wochen der Krankheit der im Artikel 60 des H. G. B. gegründete 
Anſpruch gegen den Principal, neben dem auch nach $ 121 Gew. O. (Geſetz vom 
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Nach mit dem k. k. Juſtizminiſterium gepflogenem Einvernehmen wurde dies⸗ 
bezüglich von Seite des erſtgenannten Miniſteriums anher Folgendes eröffnet: 
Eine geſetzliche Beſtimmung in der Richtung, daß das Recht der Handlungs⸗ 
gehilfen, gemäß Artikel 60 des H. G. B. im Erkrankungsfalle gegen ihren Prin⸗ 
cipal die dort erwähnten Anſprüche zu ſtellen, nicht zugleich neben den An⸗ 
ſprüchen der Handlungsgehilfen an die genoſſenſchaftliche Krankencaſſe gemäß der 
Beſtimmungen des § 121 des Geſetzes vom 15. März 1883 beſtehen können, iſt 
nicht getroffen, und es kann daher der rechtliche Anſpruch nach beiden Richtungen 
den Handlungsgehilfen nicht abgeſprochen werden. Es kann dieſes um ſo weniger 
der Fall fein, als die Sachlage bei den Handlungsgehilfen principiell dieſelbe ift 
wie bei den Gehilfen anderer Gewerbskategorien. Der Auſpruch gegen den Prin⸗ 
cipal beruht nämlich auf dem Lohnvertrage, alſo auf einem Titel des Privat⸗ 
rechtes; der Anſpruch gegen die Krankencaſſe dagegen auf einer Verſicherung, 
welche vermöge einer Beſtimmung des öffentlichen Rechtes eintritt. In dem An⸗ 
ſpruche gegen den Principal iſt ein Theil der Entſchädigung für die ſeitens des 
Gehilfen geleiſtete Thätigkeit zu erblicken, während zwiſchen dem Anſpruche gegen 
die Krankencaſſe und der Arbeitsleiſtung des Gehilfen ein ſolcher Zuſammenhang 
nicht beſteht, zumal die Beiträge zu den Krankencaſſen zum größten Theile von 
den Gehilfen ſelbſt gezahlt werden. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 


Cultus und Unterricht. 

I. Stück. Ausgeg. am 1. Jänner. — Nr. 1. Verordnung des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 10. December 1885, Z. 22.906, durch welche hin⸗ 
ſichtlich der Maturitätsprüfungen an den Gymnaſten und Realſchulen die Be⸗ 
ſtimmungen über Prüfungstermine und Reprobationsfriſten theilweiſe abgeändert 
werden. — Nr. 2. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
19. December 1885, Z. 23.017, mit welcher der Gebrauch linirter, ſchräge 
Richtungslinien enthaltender Schreibmaterialien in den Schulen verboten wird. 
— Nr. 3. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 16. December 
1885, Z. 23.323, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend den Gebrauch 


der Lehrbücher an Volks- und Mittelſchulen. — Nr. 4. Erlaß des Miniſters 


für Cultus und Unterricht vom 16. December 1885, Z. 23.324, an ſämmtliche 
Landesſchulbehörden, betreffend eine Reviſion der Schülerbibliotheken an Bolks⸗ 
und Mittelſchulen. — Nr. 5. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 25. December 1885, Z. 23.377, betreffend die Erklärung der Zuläſſigkeit 
von Lehrbüchern für Mittelſchulen. — Nr. 6. Erlaß des Miniſters für Cultus 
und Unterricht vom 27. December 1885, Z. 1354 C. U. M., an alle dem 
Miniſterium für Cultus und Unterricht unterſtehenden Behörden und Anſtalten, 
wegen Richtigſtellung der im hierämtlichen Verordnungsblatte vom 15. Juni 
1885, XII. Stück, Nr. 27 veröffentlichten Ueberſicht der unter der k. k. General⸗ 
direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen ſtehenden einzelnen Bahnſtrecken. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — Nr. 7. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 2. Jänner 1886, Z. 8671, an die Direction der 
Univerſitätsbibliothek in Czernowitz, betreffend die Verpflichtung der Entlehner 
zur Vergütung der mit dem Entleihen von Büchern aus fremden Bibliokheken 
verbundenen Koſten. — Nr. 8. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 8. Jänner 1886, betreffend die Ausdehnung der den Mitgliedern des Lehr⸗ 
körpers an Mittelſchulen zuſtehenden Berechtigung zur Entlehnung von Büchern 
aus den Univerſitäts⸗ und Studienbibliotheken auf die Mitglieder des Lehr⸗ 
körpers der höheren Handels⸗Lehranſtalten in Wien, Graz, Linz, Prag und Chru⸗ 
dim, ſowie der Handels⸗Hochſchule „Stiftung Revoltella“ in Trieſt. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. — Nr. 9. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 24. Jänner 1886, Z. 1562, betreffend die Re⸗ 
gelung der Friſten für die Immatriculation und Juſcription der Univerſitäts⸗ 
ſtudirenden, ſowie für die Einholung der Frequenzbeſtätigung ſeitens derſelben. 
— Nr. 10. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 26. Jänner 
1886, Z. 1512, an ſämmtliche k. k. Landesſchulbehörden, betreffend die Abſtel⸗ 
lung der Location an den Mittelſchulen. 

IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. — Nr. 11. Erlaß des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 25. Jänner 1886, Z. 1439, wegen Abänderung 
des § 3 des Miniſterialerlaſſes vom 22. Mai 1868, Z. 2562, betreffend das 
Ausleihen von Druckwerken und Handſchriften aus Univerſitäts⸗ und Studien⸗ 
bibliotheken an außerhalb des Standortes derſelben wohnhafte Entlehner im 


15. Mai 1883) beruhenden Anſpruch gegen die genoſſenſchaftliche Krankencaſſe Inlande. — Nr. 12. Erlaß des Miniſters für Cnltus und Unterricht vom 
zuſtehe, beziehungsweiſe wie dieſe beiden Anſprüche ſich zu einander verhalten. 27. Jänner 1886, Z. 947, an die Decanate ſämmtlicher philoſophiſcher Facultäten, 


treffend die Anwendung der Beſtimmung des § 8 der philoſophiſchen Rigoroſen⸗ 
ordnung vom 15. April 1872 wegen Ablegung der beiden philoſophiſchen Rigo⸗ 
roſen an derſelben Univerſität auf die von den Candidaten vorzulegende wiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlung. — Nr. 13. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unter⸗ 
richt vom 31. Jänner 1886, Z. 750, betreffend die Veröffentlichung eines neuen 
Verzeichniſſes der für den Unterricht an den gewerblichen Fortbildungsſchulen 
zuläſſigen Lehrmittel. — Nr. 14. Erlaß des Handelsminiſteriums im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 23. October 1883, 
8. 35.010, an ſämmtliche politiſche Landesſtellen und an den niederöſterreichiſchen 
Landesausſchuß. 

V. Stück. Ausgeg. am 1. März. — Nr. 15. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 14. Februar 1886, Z. 2840, betreffend das 
Verfahren bei Anſuchen um Gewährung von Schulbeſuchserleichterungen für 
Kinder an allgemeinen Volksſchulen. — Nr. 16. Erlaß des Miniſters für Cultus 
und Unterricht vom 1. Februar 1886, Z. 507, an alle Landesſchulbehörden, 
betreffend die Bemeſſung des Stempels für die Duplicate von Semeſtralzeugniſſen 
der Mittelſchulen. 


VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. — Nr. 17. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 23. Februar 1886, Z. 187 C. U. M., betreffend 
die den activen k. k. Staats⸗ (und Hof⸗) Bedienſteten von einigen Privateiſen⸗ 
bahnen zugeſicherten Fahr⸗ und Frachtbegünſtigungen und die Aufrechnung der 
Koſten für auf denſelben zurückgelegte Dienſtreiſen. — Nr. 18. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 7. März 1886, Z. 4346, betreffend 
die Ausſtellung von Abgangszeugniſſen für jene Abſolventen gewerblicher Fach⸗ 
ſchulen und Werkmeiſterſchulen, deren Gewerbe nicht zu den handwerksmäßigen 
Gewerben zählt. — Nr. 19. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 9. März 1886, Z. 4452, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend eine 
Abänderung der allgemeinen Norm über die Abfaſſung der Schulzeugniſſe für 
die Gymnaſien und Realſchulen. 


VII. Stück. Ausgeg. am 1. April. — Nr. 20. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 25. März 1886, Z. 4226, an den Präſes der rechts⸗ 
hiſtoriſchen Staatsprüfungscommiſſion in Prag, betreffend die Beſtimmung der 
Reprobationsfriſt bei der rechtshiſtoriſchen Staatsprüfung in Anſehung jener 
Studirenden, welche zu derſelben auf Grund der hierortigen Verordnung vom 
1. Juni 1880, Z. 8258, im Oſtertermine zugelaſſen werden. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. — Nr. 21. Verordnung des Mini⸗ 
ſters für Cultus und Unterricht vom 9. April 1886, Z. 4528, betreffend die 
Erhöhung der Immatriculationstaxe an den Univerſitäten. — Nr. 22. Erlaß des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 30. März 1886, Z. 1820, betreffend 
die Angabe des Preiſes und Bezugsortes der für den Unterricht im Zeichnen 
und Modelliren an den gewerblichen Lehranſtalten mit Miniſterialerlaß vom 
16. November 1885, 8. 21.320 (II. A. a. 1. des Verzeichniſſes) für zuläſſig 


erklärten Holzmodelle. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die von dem außerordentlichen Geſandten und be⸗ 
vollmächtigten Miniſter bei der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft Moriz Freiherrn 
von Ottenfels⸗Gſchwind erbetene Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand 
genehmigt und demſelben taxfrei den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Generalconſuls 
bekleideten Conſul Sigmund Ritter von Piombazzi in Philippopel zum wirk⸗ 
lichen Generalconſul in Odeſſa ernannt und die Berufung des Conſuls Victor 
Steinbach von Hidegküt in Widdin in gleicher Eigenſchaft zur Leitung des 
Generalconſulates in Philippopel genehmigt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath Johann Schilder zum Oberfinanzrathe der 
Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Auguſt Ritt den Titel und Charakter eines Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Med. Dr. Alexander Wag⸗ 
ner den Titel und Charakter eines kaiſerlichen Rathes taxſrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Adolph Schaffenhauer⸗Neys zum Bezirkshauptmanne 
im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Conſtantin Peſta zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Tirol ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Ingenieure Edmund Hadwiger, Martin Laßbacher und Jakob Bacher zu 
Oberingenieuren und die Bauadjuncten Anton Hick und Ignaz Wagner zu 
Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich ernannt. 
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Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Franz Kolenz zum Regierungsſecretär in Kärnten ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat den 
Miniſterialconcipiſten Octavian Freiherrn Weber von Ebenhof zum Mini⸗ 
ſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zolloberamtsofficial Moriz Strausky, dann 
den Salzoberamtscontrolor Johann Rozzo und den Zollamtsverwalter Ludwig 
Berze zu Zolloberamtscontroloren des Trieſter Hauptzollamtes ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Hilarius Lubieniecki zum 
Oberpoſtverwalter in Rzeszow ernannt. 

Der k. k. oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsrevidenten der Finanz⸗ 
Landesdirection in Graz Franz Prohaska zum Rechnungsrevidenten beim 
oberſten Rechnungshofe ernannt. 


Erledigungen. 


Evidenzhaltungs⸗Obergeometerſtellen in der neunten Rangsclaſſe in Horowa 
und Deutſchbrod, eventuell Geometerſtellen erſter Claſſe, beziehungsweiſe zweiter 
Claſſe, beziehungsweiſe eine Elevenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich, bis 
6. Februar. (Amtsbl. Nr. 8.) 

Oberbaurathsſtelle in der ſechſten Rangsclaſſe bei der mähriſchen Statt⸗ 
halterei, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 9.) 

Bauprakticantenſtelle im Staatsbaudienſte Dalmatiens mit jährlichem 
Adjutum von 500 fl., bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 9.) 

Evidenzhaltungs⸗Elevenſtellen (unadjutirte) bei der k. k. Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Innsbruck, bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 9.) 


Concurs-Ausſchreibung. 


Bei dem Bürgermeiſteramte der Stadt Bielitz gelangt die Stelle eines 
zweiten Secretärs mit dem Jahresgehalte von 800 fl., einer Activitätszulage 
von jährlich 200 fl., drei 10% Quinquennalzulagen und dem Anſpruche auf 
normalmäßige Penſionirung zur Beſetzung. 

Bewerber um dieſe Stelle haben außer einem eingehenden curriculum 
vitae den Nachweis über ihre Nationalität, über Alter, Familienverhältniſſe, 
Heimatzuſtändigkeit und die mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen oder die an einer inländiſchen Univerſität erlangte Doctorswürde 
zu erbringen. 

Die wohlinſtruirten, auch mit den Nachweiſungen über das ſtttliche und 
ſtaatsbürgerliche Verhalten und über die bisherige Verwendung zu verſehenden 
Geſuche ſind bis längſtens 1. Februar 1887 bei dem gefertigten Bürgermeiſter⸗ 
amte einzubringen. 

Bürgermeiſteramt Bielitz, 30. December 1886. 

Der Bürgermeiſter: Heinrich Hoffmann. 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz'sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 
Dreizehnter Band: Die Gesetze und Vorschriften über die Einfüh- 
rung des metrischen Masses und Gewichtes. Die Aichordnung sammt 
allen Nachträgen und Instructionen zu derselben. Die Vorschriften über die 
Aichbehörden. Mit 50 Originalholzschnitten und 2 lithogr. Tafeln, nebst 
alphabetischem u. chronologischem Register. kl. 8. 1882. (VIII, 432 8) 2 A. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 
Vierzehnter Band: Die Bauorunungen, sammt allen darauf bezüg- 
lichen Gesetzen und Vorschriften, insbesondere über die Bautaxen, 
welche seit dem 2. December 1848 bis Ende Juni 1875 für die im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und Länder erflossen sind. Mit alphabeti- 
schem Register, nebst Supplementheft: Die neuen Bauordnungen für Oester- 
reich ob der Enns und die Städte Linz, Steyr und Wels. kl. 8. 1875. 
(ZU, 528 und 58 S.) (Neue Auflage im Druck.) 2 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 3 fl. 
Fünfzehnter Band: Strafgesetz über Gefällsübertretungen vom 
11. Juni 1835, sammt Amtsunterricht und den Vorschriften über die An- 
wendung dieses Gesetzes, erläutert und durch Aufnahme sämmtlicher ein- 
schlägiger Nachtragsbestimmungen ergänzt von Dr. Justin Blonski. Zweite 
umgearbeitete und vermehrte Auflage. kl. 8. 1885. (X, 660 S.) 2 fl. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 
Sechzehnter Band: Die galizische Gerichtsordnung, sammt allen zu 
derselben erschienenen Gesetzen und Verordnungen und den grundsätzlichen 
Entscheidungen des k. k. Obersten Gerichtshofes, dann mit Bezeichnung 
der Abweichungen der tirolischen und italienischen Gerichtsordnung. 3. um- 
gearbeitete und ergänzte Auflage. kl. 8. 1886. (329 S.) 1 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 


BEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſamm 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 35 der Erkennutniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


